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Zweite Beschlussempfehlung und Zweiter Bericht 
des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss) 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
– Drucksachen 20/8298, 20/8765 – 

Entwurf eines Haushaltsfinanzierungsgesetzes 

A. Problem 
Mit dem Regierungsentwurf des Bundeshaushalts 2024 und dem Finanzplan bis 
zum Jahr 2027 wird nach mehreren Jahren mit Krisenbekämpfungshaushalten die 
Rückkehr zur finanzpolitischen Normalität weiterverfolgt. Zugleich stellen Kli-
mawandel, Digitalisierung und demographische Entwicklung Deutschland vor 
weitere bedeutende Herausforderungen, deren Bewältigung die Fiskalpolitik er-
möglichen muss. Hinzu kommt eine Verfestigung des Anstiegs des Preisniveaus 
und der Zinsen.  

Gegenstand des vorliegenden Entwurfs eines Haushaltsfinanzierungsgesetzes 
sind die im Regierungsentwurf zum Bundeshaushalt 2024 und Finanzplan bis 
2027 berücksichtigten Änderungen beim Elterngeld, im Bereich des Zweiten Bu-
ches Sozialgesetzbuch (SGB II), des Dritten Buches Sozialgesetzbuch (SGB III), 
des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI), des Elften Buches Sozialge-
setzbuch (SGB XI), die Änderungen der Festpreise im nationalen Brennstoffemis-
sionshandel, die Auflösung des Sondervermögens „Digitale Infrastruktur“ sowie 
Änderungen bei den Sondervermögen Klima- und Transformationsfonds und dem 
Sondervermögen Bundeswehr. 

B. Lösung 
Die Grenze des zu versteuernden Einkommens (Einkommensgrenze), bis zu der 
der Anspruch auf Elterngeld besteht, wird laut Gesetzentwurf für Alleinerzie-
hende sowie für Personen mit gemeinsamem Elterngeldanspruch auf einheitlich 
150 000 Euro festgelegt. Der Haushaltsausschuss empfiehlt, die Einkommens-
grenze schrittweise und weniger stark abzusenken sowie dem zunehmenden Pa-
rallelbezug entgegenzuwirken. Die Änderungen sollen zudem erst für Geburten 
ab dem 1. April 2024 gelten. 

Das Sondervermögen „Digitale Infrastruktur“ wird aufgelöst und in den Kern-
haushalt überführt.  
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Durch eine Ergänzung der Zweckbestimmung des Sondervermögens „Klima- und 
Transformationsfonds“ (KTF) im Klima- und Transformationsfondsgesetz wird 
die zentrale Veranschlagung der Fördermittel für die Mikroelektronik im KTF 
geregelt sowie eine Finanzierung von Schienenwegen der Eisenbahnen des Bun-
des. 

Wie auch andere junge Menschen sollen erwerbsfähige Leistungsberechtigte nach 
dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II), die das 25. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, künftig die Leistungen zur Eingliederung in Arbeit nicht mehr 
durch die Jobcenter, sondern aktive Förderleistungen aus dem Dritten Buch Sozi-
algesetzbuch (SGB III) durch die Agenturen für Arbeit erhalten. Die Jobcenter 
werden von dieser Aufgabe entlastet. Die bisherige Doppelspurigkeit in der Aus-
bildungsförderung und der Arbeitsförderung für junge Menschen entfällt damit.  

Die Minderung des Erhöhungsbetrages des zusätzlichen Bundeszuschusses zur 
gesetzlichen Rentenversicherung führt zu einer Entlastung des Bundeshaushalts 
in den Jahren 2024 bis 2027.  

Der Bundeszuschuss zur pauschalen Beteiligung an den Aufwendungen der sozi-
alen Pflegeversicherung entfällt für die Jahre 2024 bis 2027 und wird ab dem Jahr 
2028 wieder aufgenommen. Um die Finanzstabilität der sozialen Pflegeversiche-
rung nicht zu gefährden, wird zur Gegenfinanzierung der Mindereinnahmen aus 
der Aussetzung des Bundeszuschusses die Zuführung an den Pflegevorsorgefonds 
für die Jahre 2024 bis 2027 reduziert.  

Im Brennstoffemissionshandelsgesetz wird der CO2-Preispfad für die Jahre 2024 
und 2025 geändert.  

Darüber hinaus wird mit der Änderung des Bundeswehrfinanzierungs- und son-
dervermögensgesetzes ein flexiblerer Einsatz der Mittel des Sondervermögens 
Bundeswehr ermöglicht, um die materielle Ausstattung der Bundeswehr noch 
besser zu befördern. Daneben ist die auch gegenüber der NATO getätigte Zusage, 
dauerhaft jährlich mindestens zwei Prozent des Bruttoinlandsproduktes für die 
Verteidigung aufzuwenden, zu erfüllen. 

Im Rahmen der Beratungen im Haushaltsausschuss wurden neben Änderungen 
beim Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes auch Änderungen des Zweiten 
Buches Sozialgesetzbuch, des Dritten Buches Sozialgesetzbuch, des Neunten Bu-
ches Sozialgesetzbuch, des SURE-Gewährleistungsgesetzes, des Stabilisierungs-
mechanismusgesetzes, des ESM-Finanzierungsgesetzes, der Bundeshaushalts-
ordnung, des Stromsteuergesetzes und der Stromsteuer-Durchführungsverord-
nung empfohlen. 

Annahme des weiteren Teils des Gesetzentwurfs auf Drucksachen 20/8298, 
20/8765 mit der Bezeichnung „Entwurf eines Haushaltsfinanzierungsgeset-
zes 2024“ in der anliegenden Fassung mit den Stimmen der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU und AfD. 

C. Alternativen 
Denkbar wäre eine Beibehaltung des Sondervermögens „Digitale Infrastruktur“. 
Da jedoch keine Gründe für eine Ausnahme vom Grundsatz der Einheit des Haus-
halts mehr vorliegen, wäre eine solche Ausnahme haushaltspolitisch nicht mehr 
sinnvoll.  
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Alternativ zu den Änderungen im SGB II und SGB III kann für erwerbsfähige 
Leistungsberechtigte nach dem SGB II, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollen-
det haben, die bisherige aktive Förderung in den Jobcentern bestehen bleiben. Da-
mit würde aber die Doppelspurigkeit mit vielen parallelen Förderangeboten und 
Strukturen im SGB II und im SGB III für diese Personengruppe, die insbesondere 
den Übergang von der Schule in den Beruf, die Ausbildungsvorbereitung 
und -vermittlung sowie große Teile der Ausbildungsförderung umfassen, erhalten 
bleiben. Der Abstimmungsbedarf zwischen den Jobcentern und den Agenturen 
für Arbeit bei den aktiven Unterstützungsleistungen bliebe bestehen. 

Im Übrigen bestehen zur Zielerreichung keine Alternativen. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz  

Durch die Absenkung der Einkommensgrenze nach § 1 Absatz 8 BEEG ergeben 
sich gemäß Regierungsentwurf Einsparungen im Elterngeld, die sich im Jahr 2024 
auf 150 Mio. Euro, im Jahr 2025 auf 400 Mio. Euro und in den anschließenden 
Jahren auf jährlich 500 Mio. Euro belaufen. Mit den Beschlüssen des Haushalts-
ausschusses werden diese Einsparungen beim Elterngeld abgeschwächt. 

Digitalinfrastrukturfondsgesetz  

Dem Bundeshaushalt entsteht im Jahr 2024 durch die betragsgleiche Umsetzung 
der Programmausgaben aus dem Sondervermögen ein Haushaltsaufwand in Höhe 
von rund 2,7 Mrd. Euro. Durch den Wegfall der Zweckbindung für das Sonder-
vermögen „Digitale Infrastruktur“ werden die Frequenzerlöse nicht mehr im Son-
dervermögen, sondern im Bundeshaushalt vereinnahmt. Das im Sondervermögen 
vorhandene Vermögen wird im Jahr 2024 in den Bundeshaushalt vereinnahmt. Da 
für die Ermittlung des Abführungsbetrages der Abschluss der Wirtschaftsführung 
2023 vorliegen muss, kann der Betrag zum jetzigen Zeitpunkt nicht endgültig fest-
gelegt werden. Im Regierungsentwurf des Bundeshaushalts 2024 wird eine Ab-
führung aus dem Sondervermögen in Höhe von rund 4,2 Mrd. Euro berücksich-
tigt.  

Für Länder und Kommunen entstehen keine Haushaltsausgaben ohne Erfüllungs-
aufwand.  

Klima- und Transformationsfondsgesetz  

Durch die Gesetzesänderung entstehen keine Haushaltsausgaben.  

Zweites Buch Sozialgesetzbuch und Drittes Buch Sozialgesetzbuch  

Der Übergang der Beratung, Vermittlung und Förderung von unter 25-jährigen 
erwerbsfähigen Leistungsberechtigten vom Rechtskreis SGB II in den Rechts-
kreis SGB III führt zu Minderausgaben in Höhe von 0,9 Mrd. Euro jährlich für 
den Bundeshaushalt ab dem Jahr 2025. Davon entfallen rund 0,6 Mrd. Euro auf 
Ausgaben für Verwaltungskosten und Personal sowie 0,3 Mrd. Euro auf Ausga-
ben für Eingliederungsmittel. Dem stehen Mehrausgaben im Haushalt der 
Bundesagentur für Arbeit in Höhe von rund 1,0 Mrd. Euro pro Jahr ab 2025 ge-
genüber, davon 0,7 Mrd. Euro für Verwaltungskosten und Personal (einschließ-
lich Erfüllungsaufwand gemäß E.3) sowie 0,3 Mrd. Euro für Eingliederungsmit-
tel. Durch die Erbringung der Leistung für alle jungen Menschen unter 25 Jahren, 
unabhängig davon, ob sie aus einem Haushalt kommen, der existenzsichernde 
Leistungen bezieht, können Synergieeffekte besser genutzt werden, als dies bei 
unterschiedlichen Zuständigkeiten der Fall wäre. 
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Die Kommunen werden durch den Übergang der unter 25-jährigen erwerbsfähi-
gen Leistungsberechtigten um rund 0,1 Mrd. Euro entlastet, da der kommunale 
Anteil an den Verwaltungskosten zukünftig im Haushalt der Bundesagentur für 
Arbeit anfällt.  

Sechstes Buch Sozialgesetzbuch  

Die Minderung des Erhöhungsbetrages des zusätzlichen Bundeszuschusses nach 
§ 213 Absatz 4 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI) in den Jahren 
2024 bis 2027 um jeweils 600 Mio. Euro führt in den Jahren 2024 bis 2026 zu 
einer Entlastung des Bundeshaushalts in gleicher Höhe. Aufgrund der Minderung 
ergibt sich im Jahr 2027 ein um ein Zehntel höherer Beitragssatz zur allgemeinen 
Rentenversicherung, der mit einem höheren allgemeinen Bundeszuschuss (rund 
320 Mio. Euro) und mit höheren Beiträgen des Bundes für Kindererziehungszei-
ten (rund 110 Mio. Euro) einhergeht. Die Entlastung des Bundeshaushalts bezüg-
lich der allgemeinen Rentenversicherung reduziert sich im Jahr 2027 entspre-
chend auf rund 170 Mio. Euro. Durch den höheren Beitragssatz im Jahr 2027 fällt 
der Bundeszuschuss zur knappschaftlichen Rentenversicherung um rund 25 Mio. 
Euro geringer aus.  

Elftes Buch Sozialgesetzbuch  

Dem Bund entstehen durch die Aussetzung des Bundeszuschusses an die soziale 
Pflegeversicherung in den Jahren 2024 bis 2027 jährliche Minderausgaben in 
Höhe von 1 Mrd. Euro. Der sozialen Pflegeversicherung entstehen durch die Aus-
setzung des Bundeszuschusses in den Jahren 2024 bis 2027 jährliche Minderein-
nahmen in Höhe von 1 Mrd. Euro. Dem stehen im gleichen Zeitraum entspre-
chend jährliche Minderausgaben durch die Absenkung der Zuführungen zum 
Pflegevorsorgefonds gegenüber.  

Brennstoffemissionshandelsgesetz  

Durch die Änderung des Brennstoffemissionshandelsgesetzes entstehen keine er-
höhten Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand. Die Anhebung des Preispfa-
des führt zu einer Erhöhung der Veräußerungserlöse für die Jahre 2024 und 2025 
im Umfang von jeweils etwa 1,3 Mrd. Euro.  

Auf der anderen Seite wird sich durch die Preisanhebung voraussichtlich auch der 
Kompensationsbedarf im Rahmen von Maßnahmen zum Erhalt der Wettbewerbs-
fähigkeit der Unternehmen gemäß den hierzu auf Basis von § 11 des Brennstoff-
emissionshandelsgesetzes erlassenen Regelungen für finanzielle Kompensationen 
erhöhen. Da diese finanziellen Kompensationen jeweils nachlaufend im Folgejahr 
gewährt werden, erhöht sich der Kompensationsbedarf im Jahr 2025 um etwa 
90 Mio. Euro und im Jahr 2026 um etwa 74 Mio. Euro.  

Bundeswehrfinanzierungs- und sondervermögensgesetz  

Dem Bundeshaushalt entsteht für die Dauer des Bestehens des Sondervermögens 
kein Aufwand. Für Länder und Kommunen entstehen keine Haushaltsausgaben 
ohne Erfüllungsaufwand. 

Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand infolge der vom Haushaltsausschuss 
empfohlenen Änderungen sind Teil B des Berichts zu entnehmen. 
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E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Durch das Gesetz entsteht kein Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger.  

Aufgrund der Senkung der Einkommensgrenze für die Begründung des Eltern-
geldanspruchs reduziert sich bei den Bürgerinnen und Bürgern der Zeitaufwand 
in Höhe von rund 160 000 Stunden und der Sachaufwand um rund 120 000 Euro. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entsteht durch das Gesetz kein Erfüllungsaufwand.  

Aufgrund der Senkung der Einkommensgrenze für die Begründung des Eltern-
geldanspruchs reduziert sich für die Wirtschaft der jährliche Erfüllungsaufwand 
aus Informationspflichten um circa 843 000 Euro. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Aufgrund der Senkung der Einkommensgrenze für die Begründung des Eltern-
geldanspruchs reduziert sich für die Wirtschaft der jährliche Erfüllungsaufwand 
aus Informationspflichten um circa 843 000 Euro.  

Im Übrigen werden keine zusätzlichen Informationspflichten eingeführt, geändert 
oder abgeschafft. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Für die Bundesagentur für Arbeit entsteht jährlicher Erfüllungsaufwand für den 
Übergang der Beratung, Vermittlung und Förderung von unter 25-jährigen er-
werbsfähigen Leistungsberechtigten vom Rechtskreis SGB II in den Rechtskreis 
SGB III ab dem Jahr 2025, dem entsprechende Minderungen des Erfüllungsauf-
wands bei den Jobcentern gegenüberstehen. Durch die erforderliche Vorbereitung 
des Übergangs der Leistungsberechtigten unter 25 Jahren entstehen weitere Auf-
wendungen im Jahr 2024.  

Im Übrigen entsteht durch das Gesetz kein zusätzlicher Verwaltungsaufwand 
beim Bund. Die Bewirtschaftung des Bundeswehrsondervermögens erfolgt inner-
halb der für die Bewirtschaftung des Bundeshaushalts bereits bestehenden Orga-
nisationsstrukturen. Durch die Auflösung des Sondervermögens „Digitale Infra-
struktur“ wird der Verwaltungsaufwand beim Bund nur geringfügig reduziert. Die 
Bewirtschaftung der Mittel erfolgt weiterhin innerhalb der für die Bewirtschaf-
tung des Bundeshaushalts bereits bestehenden Organisationsstrukturen.  

Durch die Änderung des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes reduziert sich 
der jährliche Erfüllungsaufwand um rund 2 507 000 Euro. Davon entfallen circa 
2 424 000 Euro an jährlichem Erfüllungsaufwand auf die Länder (inkl. Kommu-
nen) und 83 000 Euro auf den Bund. 

Ländern und Kommunen entsteht im Übrigen kein Erfüllungsaufwand. 

Erfüllungsaufwand infolge der vom Haushaltsausschuss empfohlenen Änderun-
gen sind Teil B des Berichts zu entnehmen. 
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F. Weitere Kosten 
Durch den nationalen Brennstoffemissionshandel werden alle Verantwortlichen 
verpflichtet, eine Anzahl von Zertifikaten zu erwerben, die den CO2-Emissonen 
aus dem Einsatz der im jeweiligen Berichtsjahr veräußerten Brennstoffmenge ent-
spricht. Dadurch entstehen zusätzliche Kosten in Höhe des Zertifikatspreises, die 
gleichzeitig den Einnahmen durch die Veräußerung der Zertifikate entsprechen. 
Durch die Erhöhung der Zertifikatspreise in der Festpreisphase steigen auch die 
Einnahmen aus der Veräußerung der Zertifikate in den Jahren 2024 und 2025 um 
jeweils etwa 1,3 Mrd. Euro.  

Die zusätzlichen Erlöse aus dem Brennstoffemissionshandel fließen vollständig 
in den KTF und dienen der Refinanzierung der dort vorgesehenen Maßnahmen. 
Auswirkungen auf das Preisniveau sind nicht zu erwarten. 

Durch die übrigen Gesetzesänderungen entstehen keine weiteren Kosten; Auswir-
kungen auf das Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sowie auf 
die sozialen Sicherungssysteme sind nicht zu erwarten. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den weiteren Teil des Entwurfs eines Haushaltsfinanzierungsgesetzes auf Druck-
sachen 20/8298, 20/8765 mit der Bezeichnung „Entwurf eines Haushaltsfinanzie-
rungsgesetzes 2024“ in der anliegenden Fassung anzunehmen. 

 
 

Entwurf eines Haushaltsfinanzierungsgesetzes 2024 

Vom ... 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes 

Das Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 27. Januar 2015 (BGBl. I S. 33), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 19. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2510) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. § 1 Absatz 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe „250 000“ durch die Angabe „150 000“ er-
setzt. 

b) In Satz 2 wird die Angabe „300 000“ durch die Angabe „175 000“ er-
setzt. 

2. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 3 wird aufgehoben.  

b) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 

„(6) Ein gleichzeitiger Bezug von Basiselterngeld beider Eltern-
teile ist nur in einem der ersten zwölf Lebensmonate des Kindes mög-
lich. Bezieht einer der beiden Elternteile Elterngeld Plus, so kann dieser 
Elternteil das Elterngeld Plus gleichzeitig zum Bezug von Basiseltern-
geld oder von Elterngeld Plus des anderen Elternteils beziehen. § 4b 
bleibt unberührt. Abweichend von Satz 1 können bei Mehrlingsgebur-
ten sowie bei Frühgeburten im Sinne des Absatzes 5 beide Elternteile 
gleichzeitig Basiselterngeld beziehen.“ 

3. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt:  

„(1a) Für die nach dem 31. August 2021 und vor dem 1. April 2024 
geborenen oder mit dem Ziel der Adoption aufgenommenen Kinder ist 
dieses Gesetz in der bis zum 31. März 2024 geltenden Fassung weiter 
anzuwenden.“ 
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b) Der bisherige Absatz 1a wird Absatz 1b. 

c) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) § 1 Absatz 8 ist auf Kinder anwendbar, die ab dem 1. April 
2025 geboren oder mit dem Ziel der Adoption angenommen worden 
sind. Für die ab dem 1. April 2024 und vor dem 1. April 2025 geborenen 
oder mit dem Ziel der Adoption angenommenen Kinder gilt § 1 Ab-
satz 8 mit der Maßgabe, dass ein Anspruch entfällt, wenn die berech-
tigte Person im letzten abgeschlossenen Veranlagungszeitraum vor der 
Geburt des Kindes ein zu versteuerndes Einkommen nach § 2 Absatz 5 
des Einkommensteuergesetzes in Höhe von mehr als 150 000 Euro er-
zielt hat. Erfüllt auch eine andere Person die Voraussetzungen des § 1 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 oder des Absatzes 3 oder 4, entfällt in die-
sem Zeitraum abweichend von § 1 Absatz 8 Satz 1 der Anspruch, wenn 
die Summe des zu versteuernden Einkommens beider Personen mehr 
als 200 000 Euro beträgt.“ 

Artikel 2 

Änderung des Digitalinfrastrukturfondsgesetzes 

Das Digitalinfrastrukturfondsgesetz vom 17. Dezember 2018 (BGBl. I 
S. 2525), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. Juli 2020 (BGBl. I S. 1683) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 4 wird aufgehoben. 

2. § 9 wird wie folgt gefasst: 

„§ 9 

Auflösung 

Das Sondervermögen wird zum 30. März 2024 aufgelöst. Das vorhan-
dene Vermögen wird an den Bundeshaushalt 2024 abgeführt.“ 

3. § 10 wird wie folgt gefasst: 

„§ 10 

Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 31. März 2024 außer Kraft.“ 

Artikel 3 

Änderung des Klima- und Transformationsfondsgesetzes 

Das Klima- und Transformationsfondsgesetz vom 8. Dezember 2010 
(BGBl. I S. 1807), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. Juli 2022 
(BGBl. I S. 1144) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
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1. § 2 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „, das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
18. August 2021 (BGBl. I S. 3905) geändert worden ist,“ durch die 
Wörter „in der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt. 

b) In Satz 3 werden vor den Wörtern „zum internationalen Klimaschutz“ 
die Wörter „zur Förderung der Mikroelektronik, zur Finanzierung der 
Schienenwege des Bundes,“ eingefügt. 

2. Nach § 9 wird folgender § 10 eingefügt: 

„§ 10 

Bekanntmachungserlaubnis 

Das Bundesministerium der Finanzen kann den Wortlaut des Klima- 
und Transformationsfondsgesetzes in der vom 1. Januar 2024 an geltenden 
Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt machen.“ 

3. Der bisherige § 10 wird § 11. 

Artikel 4 

Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Zweite Buch Sozialgesetzbuch – Bürgergeld, Grundsicherung für Ar-
beitsuchende – in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 2011 (BGBl. I 
S. 850, 2094), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 16. August 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 217) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 66 folgende Angabe ein-
gefügt: 

„§ 66a Übergangsregelung aus Anlass des Haushaltsfinanzierungsgeset-
zes 2024“. 

2. In § 3 Absatz 1 Satz 4 werden die Wörter „§ 16 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 
in Verbindung mit“ gestrichen.  

3. § 16 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 und Satz 3 sowie die Absätze 3a und 3b 
werden aufgehoben. 

4. Nach § 66 wird folgender § 66a eingefügt: 

„§ 66a 

Übergangsregelung aus Anlass des Haushaltsfinanzierungsgesetzes 2024 

§ 66 findet entsprechende Anwendung beim Übergang der Förderung 
der beruflichen Weiterbildung und der beruflichen Rehabilitation von den 
Jobcentern auf die Agenturen für Arbeit zum 1. Januar 2025.“ 
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Artikel 5 

Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch – Arbeitsförderung – (Artikel 1 des Ge-
setzes vom 24. März 1997, BGBl. I S. 594, 595), das zuletzt durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 16. August 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 217) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. Der Inhaltsübersicht wird folgende Angabe angefügt: 

„§ 459 Übergangsregelung aus Anlass des Haushaltsfinanzierungsgeset-
zes 2024“. 

2. § 22 Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 4 wird aufgehoben.  

b) Nummer 6 wird wie folgt gefasst:  

6. „ Leistungen zur Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am 
Arbeitsleben nach den §§ 119 bis 121.“ 

3. Dem § 87a wird folgender Absatz 3 angefügt:  

„(3) Erwerbsfähige Leistungsberechtigte im Sinne des Zweiten Buches 
erhalten auch im Rahmen eines bestehenden Arbeitsverhältnisses das Wei-
terbildungsgeld, wenn sie an einer nach § 81 oder § 82 geförderten Weiter-
bildung teilnehmen, die zu einem Abschluss in einem Ausbildungsberuf 
führt, für den nach bundes- oder landesrechtlichen Vorschriften eine Ausbil-
dungsdauer von mindestens zwei Jahren festgelegt ist.“ 

4. Folgender § 459 wird angefügt:  

„§ 459 

Übergangsregelung aus Anlass des Haushaltsfinanzierungsgesetzes 2024 

Die Bundesagentur trägt ab dem 1. Januar 2025 die Aufwendungen, die 
sich aus der Anwendung des § 66a des Zweiten Buches ergeben. Eine Pau-
schalierung des Aufwendungsersatzes ist zulässig. Die Bundesagentur, das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales und das Bundesministerium der 
Finanzen vereinbaren die Höhe des Gesamtbetrages zur Abgeltung der Auf-
wendungen sowie im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten die Einzel-
heiten zum Verfahren. Die Bundesagentur zahlt den Gesamtbetrag zu Beginn 
des Jahres an den Bund.“ 

Artikel 6 

Änderung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Neunte Buch Sozialgesetzbuch vom 23. Dezember 2016 (BGBl. I 
S. 3234), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 6. Juni 2023 (BGBl. 2023 I 
Nr. 146) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
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1. § 6 Absatz 3 wird aufgehoben. 

2. In § 9 Absatz 4 werden die Wörter „im Rahmen ihrer Zuständigkeit für Leis-
tungen zur beruflichen Teilhabe nach § 6 Absatz 3“ gestrichen.  

3. In § 12 Absatz 2 werden die Wörter „im Rahmen ihrer Zuständigkeit für 
Leistungen zur beruflichen Teilhabe nach § 6 Absatz 3“ gestrichen. 

Artikel 7 

Änderung des Brennstoffemissionshandelsgesetzes 

§ 10 Absatz 2 Satz 2 des Brennstoffemissionshandelsgesetzes vom 12. De-
zember 2019 (BGBl. I S. 2728), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
9. November 2022 (BGBl. I S. 2006) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert: 

1. In Nummer 4 wird die Angabe „35“ durch die Angabe „45“ ersetzt. 

2. In Nummer 5 wird die Angabe „45“ durch die Angabe „55“ ersetzt. 

Artikel 8 

Änderung des Bundeswehrfinanzierungs- und sondervermögensgesetzes 

Das Bundeswehrfinanzierungs- und sondervermögensgesetz vom 
1. Juli 2022 (BGBl. I S. 1030) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird das Wort „bedeutsamer“ durch das Wort „von“ ersetzt 
und werden die Wörter „, insbesondere komplexer überjähriger Maß-
nahmen,“ gestrichen.  

b) Folgender Satz wird angefügt:  

„Dies umfasst insbesondere bedeutsame Maßnahmen im Bereich der 
Rüstungsinvestitionen nebst mit diesen zusammenhängender For-
schung, Munitionsausgaben, Infrastrukturprojekte sowie Projekte auf 
den Gebieten der Informationstechnologie, zum Schutz von und zur Si-
cherstellung des Zugangs zu Schlüsseltechnologie und Logistik für die 
Bundeswehr.“  

2. § 5 Absatz 2 Satz 1 und 2 wird aufgehoben. 

Artikel 9 

Änderung des SURE-Gewährleistungsgesetzes 

§ 2 Absatz 2 des SURE-Gewährleistungsgesetzes vom 10. Juli 2020 
(BGBl. I S. 1633) wird wie folgt geändert: 

1. Das Wort „halbjährlich“ wird gestrichen. 
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2. Folgender Satz wird angefügt: 

„Das Weitere bestimmt der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundesta-
ges.“ 

Artikel 10 

Änderung des Stabilisierungsmechanismusgesetzes 

§ 3 Absatz 3 Satz 2 und 3 des Stabilisierungsmechanismusgesetzes vom 
22. Mai 2010 (BGBl. I S. 627), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
23. Mai 2012 (BGBl. I S. 1166) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„In diesem Fall werden die in Absatz 1 bezeichneten Beteiligungsrechte des Deut-
schen Bundestages von einem Sondergremium wahrgenommen, welches sich aus 
ordentlichen Mitgliedern des Haushaltsausschusses zusammensetzt und vom 
Haushaltsausschuss für eine Legislaturperiode mit der Mehrheit seiner Mitglieder 
benannt wird. Die Anzahl der Mitglieder und eine gleich große Anzahl von Stell-
vertretern ist die kleinstmögliche, bei der jede Fraktion zumindest ein Mitglied 
benennen kann, die Mehrheitsverhältnisse gewahrt werden und bei der die Zu-
sammensetzung des Plenums widergespiegelt wird.“ 

Artikel 11 

Änderung des ESM-Finanzierungsgesetzes 

§ 6 Absatz 2 Satz 1 des ESM-Finanzierungsgesetzes vom 13. September 
2012 (BGBl. I S. 1918), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. Dezem-
ber 2022 (BGBl. I S. 2270) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„In diesem Fall können die in den §§ 4 und 5 bezeichneten Beteiligungsrechte von 
einem Sondergremium wahrgenommen werden, welches sich aus ordentlichen 
Mitgliedern des Haushaltsausschusses zusammensetzt und vom Haushaltsaus-
schuss für eine Legislaturperiode mit der Mehrheit seiner Mitglieder benannt 
wird.“ 

Artikel 12 

Änderung der Bundeshaushaltsordnung 

Die Bundeshaushaltsordnung vom 19. August 1969 (BGBl. I S. 1284), die 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 1. Juli 2022 (BGBl. I S. 1030) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 23 wird folgender Satz angefügt: 

„Zuwendungen auf Grundlage von Beschlüssen des Bundestages erfüllen 
grundsätzlich die in Satz 1 genannten Voraussetzungen.“ 
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2. Dem § 37 Absatz 4 werden die folgenden Sätze angefügt:  

„Über- und außerplanmäßige Ausgaben über 100 Millionen Euro bedürfen 
der Einwilligung des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages, so-
fern keine Rechtsverpflichtungen zu erfüllen sind. Die Einwilligung nach 
Satz 2 ist nicht erforderlich, sofern aus zwingenden Gründen eine unerläss-
liche Ausnahme geboten ist. In Fällen des Satzes 3 ist der Haushaltsaus-
schuss des Deutschen Bundestages nach der Entscheidung unverzüglich zu 
unterrichten.“ 

3. § 44 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

(2) „ Zuwendungen an Kommunen (Gemeinden und Landkreise) 
sollen bis zur Höhe von 6 Millionen Euro grundsätzlich als Festbetrags-
förderung gewährt werden. Der Verwendungsnachweis erfolgt grund-
sätzlich im vereinfachten Verfahren. Das Nähere regelt eine Rechtsver-
ordnung, die der Zustimmung des Haushaltsausschusses des Deutschen 
Bundestages bedarf.“ 

b) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden die Absätze 3 und 4. 

Artikel 13 

Änderung des Stromsteuergesetzes 

Das Stromsteuergesetz vom 24. März 1999 (BGBl. I S. 378; 2000 I S. 147), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Dezember 2022 (BGBl. I 
S. 2483) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 2a Absatz 3 wird die Angabe „§§ 9b, 9c und 10“ durch die Angabe 
„§§ 9b und 9c“ ersetzt. 

2. Nach § 9b Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt: 

„(2a) Abweichend von Absatz 2 Satz 1 beträgt die Steuerentlastung für 
vom 1. Januar 2024 bis einschließlich 31. Dezember 2025 entnommenen 
Strom 20 Euro für eine Megawattstunde.“ 

3. § 10 wird aufgehoben. 

4. In § 11 Satz 1 Nummer 10 wird die Angabe „§§ 9a bis 10“ durch die Angabe 
„§§ 9a bis 9e“ ersetzt. 

5. § 12 wird aufgehoben. 

6. § 13 wird wie folgt gefasst: 

„§ 13 

Erlass von Rechtsverordnungen 

Rechtsverordnungen, die auf Grund der in diesem Gesetz enthaltenen 
Ermächtigungen erlassen werden, bedürfen nicht der Zustimmung des Bun-
desrates.“ 

7. § 15 Absatz 2 wird aufgehoben.  

8. Die Anlage (zu § 10) wird aufgehoben. 
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Artikel 14 

Änderung der Stromsteuer-Durchführungsverordnung 

In § 17b Absatz 2 Satz 4 der Stromsteuer-Durchführungsverordnung vom 
31. Mai 2000 (BGBl. I S. 794), die zuletzt durch Artikel 4 der Verordnung zur 
Änderung der Energiesteuer- und Stromsteuer-Transparenzverordnung sowie 
weiterer Verordnungen vom … [einsetzen: Datum der Verkündung (BGBl. 2023 I 
Nr. …)] geändert worden ist, werden die Wörter „nach § 9b Absatz 2 Satz 2 des 
Gesetzes“ durch die Wörter „von 1 000 Euro“ ersetzt. 

Artikel 15 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 am 1. Januar 2024 
in Kraft. 

(2) Artikel 1 tritt am 1. April 2024 in Kraft. 

(3) Die Artikel 4, 5 und 6 treten am 1. Januar 2025 in Kraft.  

(4) Artikel 9 tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Berlin, den 13. Dezember 2023 

Der Haushaltsausschuss 

Dr. Helge Braun 
Vorsitzender 

 
 

 
 

Dennis Rohde 
Berichterstatter 

Christian Haase 
Berichterstatter 

Sven-Christian Kindler 
Berichterstatter 

Otto Fricke 
Berichterstatter 

Peter Boehringer 
Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Dennis Rohde, Christian Haase, Sven-Christian Kindler, 
Otto Fricke und Peter Boehringer 

A. Allgemeiner Teil 

I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 122. Sitzung am 21. September 2023 den Gesetzentwurf auf Drucksache 
20/8298 beraten und zur federführenden Beratung an den Haushaltsausschuss sowie zur Mitberatung an den Wirt-
schaftsausschuss, den Ausschuss für Arbeit und Soziales, den Verteidigungsausschuss, den Verkehrsausschuss, 
den Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz, den Ausschuss für Digitales 
und den Ausschuss für Klimaschutz und Energie überwiesen. 

Nachträglich wurde der Gesetzentwurf dem Finanzausschuss in der 137. Sitzung am 16. November 2023 sowie 
dem Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend in der 140. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
29. November 2023 zur Mitberatung überwiesen 

Die Unterrichtung durch die Bundesregierung über die Stellungnahme des Bundesrates und der Gegenäußerung 
der Bundesregierung auf Drucksache 20/8765 wurde gemäß § 80 Absatz 3 der Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages mit Drucksache 20/8962 Nr. 8 überwiesen. 

Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung hat sich gutachtlich beteiligt. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Die Grenze des zu versteuernden Einkommens (Einkommensgrenze), bis zu der der Anspruch auf Elterngeld 
besteht, wird für Alleinerziehende sowie für Personen mit gemeinsamem Elterngeldanspruch abgesenkt. 

Das Sondervermögen „Digitale Infrastruktur“ wird aufgelöst und in den Kernhaushalt überführt.  

Mit der Ergänzung der Zweckbestimmung des KTF wird die Förderung der Mikroelektronik künftig nicht mehr 
aus unterschiedlichen Titeln im Bundeshaushalt, sondern zentral aus dem Sondervermögen KTF finanziert. Die 
zentrale Veranschlagung ist sachgerecht, da die Förderung für klimaneutrale Technologien und damit für eine 
erfolgreiche Transformation der deutschen Wirtschaft hin zur Klimaneutralität eine hohe Relevanz hat. Zudem 
wird klargestellt, dass im KTF künftig auch Maßnahmen zur Finanzierung von Schienenwegen der Eisenbahnen 
des Bundes veranschlagt werden können.  

Wie auch andere junge Menschen sollen erwerbsfähige Leistungsberechtigte nach dem Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch (SGB II), die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, künftig die Leistungen zur Eingliederung 
in Arbeit nicht mehr durch die Jobcenter, sondern aktive Förderleistungen aus dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB III) durch die Agenturen für Arbeit erhalten. Die Jobcenter werden von dieser Aufgabe entlastet. Die bis-
herige Doppelspurigkeit in der Ausbildungsförderung und der Arbeitsförderung für junge Menschen entfällt da-
mit. Alle jungen Menschen haben zukünftig unabhängig von ihrer eigenen finanziellen Situation oder der ihrer 
Eltern ein und dieselbe Anlaufstelle für Unterstützung bei der Integration in Ausbildung oder Arbeit. Flankierende 
Regelungen sollen in ein nachfolgendes Gesetzgebungsverfahren eingebracht werden.  

Die Minderung des Erhöhungsbetrages des zusätzlichen Bundeszuschusses zur gesetzlichen Rentenversicherung 
führt zu einer Entlastung des Bundeshaushalts in den Jahren 2024 bis 2027.  

Der Bundeszuschuss zur pauschalen Beteiligung an den Aufwendungen der sozialen Pflegeversicherung entfällt 
für die Jahre 2024 bis 2027 und wird ab dem Jahr 2028 wieder aufgenommen. Um die Finanzstabilität der sozialen 
Pflegeversicherung nicht zu gefährden, wird zur Gegenfinanzierung der Mindereinnahmen aus der Aussetzung 
des Bundeszuschusses die Zuführung an den Pflegevorsorgefonds für die Jahre 2024 bis 2027 reduziert.  
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Im Brennstoffemissionshandelsgesetz wird der CO2-Preispfad für die Jahre 2024 und 2025 geändert.  

Mit der Änderung des Bundeswehrfinanzierungs- und sondervermögensgesetzes soll ein flexiblerer Einsatz der 
Mittel des Sondervermögens Bundeswehr ermöglicht werden, um die materielle Ausstattung der Bundeswehr 
noch besser zu befördern. Zudem sollen die in den zu ändernden Paragraphen des Bundeswehrsondervermögens-
gesetzes enthaltenen Beschränkungen zur Umsetzung der nationalen Zielvorgabe und der international getätigten 
Zusagen, dauerhaft mindestens zwei Prozent des Bruttoinlandsproduktes für die Verteidigung aufzuwenden, an-
gepasst werden. 

III. Öffentliche Anhörungen 

Der Haushaltsausschuss beschloss in seiner 65. Sitzung am 15. November 2023 auf Antrag der Fraktion der 
CDU/CSU (Ausschussdrucksache 20(8)5105), zu dem Gesetzentwurf auf Drucksachen 20/8298 und 20/8765 in 
Verbindung mit dem Gesetzentwurf über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 2024 
auf Drucksache 20/7800 eine öffentliche Anhörung durchzuführen. 

Die Anhörung fand in der 67. Sitzung des Haushaltsausschusses am 21. November 2023 statt. Folgende Sachver-
ständige, Verbände und Institutionen hatten Gelegenheit zur Stellungnahme: 

1. Prof. Dr. Thiess Büttner, Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg 

2. Prof. Dr. Michael Hüther, Institut der deutschen Wirtschaft Köln 

3. Dr. Dirk Jansen, Hochschule des Bundes für öffentliche Verwaltung 

4. Ministerialrat BRH Dr. Jan Keller, Bundesrechnungshof 

5. Prof. Dr. Hanno Kube, LL.M., Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg 

6. Prof. Dr. Dirk Meyer, Universität der Bundeswehr Hamburg 

7. Prof. Dr. Jens Südekum, Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf 

8. Prof. Dr. Henning Tappe, Universität Trier 

9. Prof. Dr. Alexander Thiele, BSP Business & Law School Berlin  

10. Prof. Dr. Berthold Wigger, Karlsruher Institut für Technologie 

Der Haushaltsausschuss beschloss in seiner 68. Sitzung am 29. November 2023 auf Antrag der Fraktion der 
CDU/CSU (Ausschussdrucksache 20(8)5694), zu dem Gesetzentwurf auf Drucksachen 20/8298 und 20/8765 in 
Verbindung mit dem Entwurf eines Nachtragshaushaltsgesetzes 2023 auf Drucksache 20/9500 sowie dem Antrag 
auf Beschluss des Deutschen Bundestages gemäß Artikel 115 Absatz 2 Satz 6 und 7 des Grundgesetzes auf Druck-
sache 20/9501 eine öffentliche Anhörung durchzuführen. 

Die Anhörung fand in der 69. Sitzung des Haushaltsausschusses am 5. Dezember 2023 statt. Folgende Sachver-
ständige, Verbände und Institutionen hatten Gelegenheit zur Stellungnahme: 

1. Prof. Dr. Thiess Büttner, Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg 

2. Ministerialrat BRH Dr. Jan Keller, Bundesrechnungshof 

3. Prof. Dr. Hanno Kube, Universität Heidelberg 

4. Dr. Ulrich Schneider, Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband 

5. Prof. Dr. Monika Schnitzer, Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 

6. Prof. Dr. Fritz Söllner, TU Ilmenau 

7. Prof. Dr. Dr. Armin Steinbach, HEC Paris 

8. Prof. Dr. Henning Tappe, Universität Trier 

9. Prof. Dr. Alexander Thiele, BSP Business & Law School Berlin 
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10. Prof. Dr. Joachim Wieland, Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer 

11. Prof. Dr. Berthold Wigger, Karlsruher Institut für Technologie (KIT) 

Das Ergebnis der öffentlichen Anhörungen ist in die Ausschussberatungen eingegangen. Die Protokolle (Aus-
schussprotokoll-Nummern 20/67 und 20/69) einschließlich der eingereichten schriftlichen Stellungnahmen (Aus-
schussdrucksachen 20(8)5684 und 20(8)5716) sind der Öffentlichkeit zugänglich. 

IV. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

Der Finanzausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 76. Sitzung am 13. Dezember 2023 beraten und empfiehlt 
mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU und AfD die Annahme des Gesetzentwurfs mit Änderungen. 

Der Wirtschaftsausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 63. Sitzung am 7. Dezember 2023 beraten und emp-
fiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und AfD die Annahme des Gesetzentwurfs mit Änderungen. 

Der Ausschuss für Arbeit und Soziales hat den Gesetzentwurf in seiner 67. Sitzung am 13. Dezember 2023 
beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die 
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und AfD die Annahme des Gesetzentwurfs mit Änderungen. 

Der Verteidigungsausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 52. Sitzung am 15. November 2023 beraten und 
empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der 
Fraktionen CDU/CSU, AfD und DIE LINKE. die Annahme des Gesetzentwurfs. 

Der Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend hat den Gesetzentwurf in seiner 56. Sitzung am 
13. Dezember 2023 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und AfD die Annahme des Gesetzentwurfs mit Än-
derungen. 

Der Verkehrsausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 62. Sitzung am 7. Dezember 2023 beraten und empfiehlt 
mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU und AfD die Annahme des Gesetzentwurfs. 

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz hat den Gesetzentwurf 
in seiner 61. Sitzung am 13. Dezember 2023 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und AfD die Annahme des 
Gesetzentwurfs mit Änderungen. 

Der Ausschuss für Digitales hat den Gesetzentwurf in seiner 53. Sitzung am 7. Dezember 2023 beraten und 
empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und AfD die Annahme des Gesetzentwurfs mit Änderungen. 

Der Ausschuss für Klimaschutz und Energie hat den Gesetzentwurf in seiner 93. Sitzung am 13. Dezember 
2023 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen 
die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und AfD die Annahme des Gesetzentwurfs mit Änderungen. 

Im Rahmen seines Auftrags zur Überprüfung von Gesetzentwürfen und Verordnungen der Bundesregierung auf 
Vereinbarkeit mit der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie hat sich der Parlamentarische Beirat für nachhaltige 
Entwicklung gemäß Einsetzungsantrag (Drucksache 20/696) am 6. September 2023 mit dem Entwurf eines Haus-
haltsfinanzierungsgesetzes (BR-Drs. 366/23) befasst. 

Folgende Aussagen zur Nachhaltigkeit wurden in der Begründung des Gesetzentwurfs getroffen:  

„Das Gesetz steht im Einklang mit der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung. Die Regelungen 
zielen unter anderem darauf ab, den Verwaltungsaufwand zu reduzieren, das Verwaltungsverfahren zu vereinfa-
chen und Schnittstellen zu reduzieren sowie steigende Ausgaben, etwa beim Elterngeld, zu bremsen. Somit trägt 
das Gesetz zur Erreichung der Ziele im Bereich Staatsverschuldung (Indikator 8.2) der Deutschen Nachhaltig-
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keitsstrategie bei. Zur Änderung des Brennstoffemissionshandelsgesetzes wird hinsichtlich der Prüfung der Nach-
haltigkeitsaspekte auf die Begründung zum Zweiten Gesetz zur Änderung des Brennstoffemissionshandelsgeset-
zes, Drucksache 20/3438, S. 11 f., verwiesen. Diese Ausführungen gelten für die mit dem vorliegenden Gesetz 
vorgenommenen Änderungen entsprechend.“  

Formale Bewertung durch den Parlamentarischen Beirat für nachhaltige Entwicklung:  

„Eine Nachhaltigkeitsrelevanz des Gesetzentwurfs ist gegeben. Der Bezug zur nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 
ergibt sich hinsichtlich folgender Leitprinzipien einer nachhaltigen Entwicklung und Indikatorenbereiche:  

Leitprinzip 4 – Nachhaltiges Wirtschaften stärken,  

Indikatorenbereich 8.2a – Staatsverschuldung,  

Die Darstellung der Nachhaltigkeitsprüfung ist plausibel.  

Eine Prüfbitte ist daher nicht erforderlich.“ 

V. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss 

Der Haushaltsausschuss hat den Gesetzentwurf auf Drucksache 20/8298 sowie die Gegenäußerung der Bundes-
regierung zu der Stellungnahme des Bundesrates auf Drucksache 20/8765 in seiner 70. Sitzung am 7. Dezember 
2023 beraten und in seiner 71. Sitzung am 13. Dezember 2023 abschließend beraten. 

Die Koalitionsfraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP hätten am 7. Dezember 2023 einen 
ersten Teil des Gesetzentwurfs eines Haushaltsfinanzierungsgesetzes beschlossen (Haushaltsfinanzierungsgesetz 
2023). Mit der Beschlussfassung des Haushaltsausschusses seien Änderungen des Stabilisierungsfondsgesetzes, 
des Energiewirtschaftsgesetzes, des Neunten Buches Sozialgesetzbuch, der Verordnung zur Ausgestaltung des 
Hilfsfonds des Bundes für Rehabilitation und Teilhabe, des Krankenhausfinanzierungsgesetzes, des Sechsten Bu-
ches Sozialgesetzbuch und des Elften Buches Sozialgesetzbuch empfohlen worden (Drucksache 20/9666). 

Mit weiteren Änderungsanträgen zum Entwurf des Haushaltsfinanzierungsgesetzes seien im Kontext des Bundes-
haushalts 2024 nun folgende weitere Änderungen an unterschiedlichen Gesetzen vorgesehen (Haushaltsfinanzie-
rungsgesetz 2024): 

Die Einkommensgrenze beim Elterngeld sowie die Möglichkeit des gleichzeitigen Elterngeldbezuges würden an-
gepasst. Grundsätzlich solle das Elterngeld Eltern ermöglichen, weitgehend unabhängig von finanziellen Erwä-
gungen frei zu entscheiden, in welchem Umfang diese auf Erwerbstätigkeit zugunsten der Betreuung des Kindes 
verzichten möchten. Eine soziale Ausgestaltung des Elterngeldes trage dem Umstand Rechnung, dass bei niedri-
gen Einkommen schon ein geringerer Einkommensausfall deutlich schwerer zu verkraften sei als bei höheren 
Einkommen, auch weil geringere Möglichkeiten der eigenständigen Vorsorge für einen begrenzten Zeitraum be-
stünden. Der Wegfall des Elterngeldes bei sehr hohen Einkommen im Bemessungszeitraum sei aus den vorherigen 
Gründen und angesichts der haushalterischen Herausforderungen unter Berücksichtigung der Änderungsanträge 
der Koalitionsfraktionen vertretbar. 

Das Sondervermögen „Digitale Infrastruktur“ werde aufgelöst und in den Kernhaushalt überführt. 

Durch eine Ergänzung der Zweckbestimmung des Sondervermögens „Klima- und Transformationsfonds“ (KTF) 
im Klima- und Transformationsfondsgesetz werde die zentrale Veranschlagung der Fördermittel für die Mikro-
elektronik im KTF geregelt sowie eine Finanzierung von Schienenwegen der Eisenbahnen des Bundes. 

Die Bewilligungs- und Finanzierungsverantwortung für Maßnahmen der beruflichen Rehabilitation von erwerbs-
fähigen Leistungsberechtigten mit der Bundesagentur für Arbeit (BA) als Rehabilitationsträger werde von den 
Jobcentern auf die Agenturen für Arbeit übertragen. Die Jobcenter seien weiterhin für die Erkennung von Reha-
bilitationsbedarfen zuständig. Die Agenturen für Arbeit ermittelten wie bisher den tatsächlichen individuellen 
Rehabilitationsbedarf und stellten diesen fest, soweit die BA der zuständige Rehabilitationsträger sei. Im Gegen-
satz zur derzeitigen Rechtslage entschieden die Agenturen für Arbeit nunmehr selbst über die Rehabilitationsleis-
tungen, setzten diese um und finanzierten sie. Die Jobcenter blieben während der Rehabilitationsmaßnahme für 
die sonstige aktive Betreuung und Förderung der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten (vgl. § 5 Absatz 5 SGB II) 
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und die Zahlung der passiven Leistungen sowie die Vermittlung in Arbeit zuständig. Das bisherige Sonderver-
fahren bei der BA als Rehabilitationsträger werde damit abgelöst und analog dem Verfahren bei anderen Rehabi-
litationsträgern (bspw. der Deutschen Rentenversicherung) geregelt. Die Ausfinanzierung von Maßnahmen der 
Jobcenter ab dem Jahr 2025 erfolge durch die Bundesagentur durch einen pauschalen Aufwendungsersatz.  

Im Brennstoffemissionshandelsgesetz werde der CO2-Preispfad für die Jahre 2024 und 2025 um jeweils 10 Euro 
auf den ursprünglichen Pfad der Großen Koalition angehoben. 

Darüber hinaus werde mit der Änderung des Bundeswehrfinanzierungs- und sondervermögensgesetzes ein fle-
xiblerer Einsatz der Mittel des Sondervermögens Bundeswehr ermöglicht, um die materielle Ausstattung der Bun-
deswehr noch besser zu befördern. 

Das europäische Instrument zur vorübergehenden Unterstützung bei der Minderung von Arbeitslosigkeitsrisiken 
in einer Notlage (SURE) habe am 31. Dezember 2022 geendet, mit der Folge, dass keine weiteren Mittel aus dem 
Programm an die Mitgliedstaaten ausgezahlt würden. Die Berichtspflichten seien somit deutlich weniger gewor-
den. Nach bisherigem Recht müsse die Bundesregierung halbjährlich bis 2040 über die unveränderte Höhe der 
übernommenen Gewährleistung dem Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages berichten. Durch die Än-
derung werde die starre Berichtspflicht im Hinblick auf ein effizientes Handeln der Beteiligten flexibilisiert. Die 
Informationsrechte des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages würden dadurch nicht beeinträchtigt. 

Weiter erfolge eine Änderung des Stabilisierungsmechanismusgesetzes sowie des ESM-Finanzierungsgesetzes, 
wonach die Beteiligungsrechte des Deutschen Bundestages von einem Sondergremium wahrgenommen werden. 
Demnach solle zukünftig das Gremium aus ordentlichen Mitgliedern des Haushaltsausschusses zusammengesetzt 
und vom Haushaltsausschuss für eine Legislaturperiode mit der Mehrheit seiner Mitglieder benannt werden. Die 
Anzahl der Mitglieder und eine gleich große Anzahl von Stellvertretern sei die kleinstmögliche, bei der jede 
Fraktion zumindest ein Mitglied benennen könne, die Mehrheitsverhältnisse gewahrt würden und bei der die Zu-
sammensetzung des Plenums widergespiegelt werde. 

In der Bundeshaushaltsordnung werde eine Klarstellung zum Bundesinteresse bei Zuwendungen durch den Haus-
haltsgesetzgeber geschaffen. Zukünftig erfüllten grundsätzlich Zuwendungen auf Grundlage von Beschlüssen des 
Deutschen Bundestages und des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages die Voraussetzungen, dass 
auch der Bund an dieser Erfüllung ein erhebliches Interesse habe.  

In der Bundeshaushaltsordnung würden die Rechte des Parlaments künftig gestärkt. Über- und außerplanmäßige 
Ausgaben, die ein Volumen von 100 Mio. Euro oder mehr haben, bedürfen zukünftig der Zustimmung des Haus-
haltsausschusses des Deutschen Bundestages, sofern keine Rechtsverpflichtungen oder zwingende Gründe dage-
genstehen. 

In der Bundeshaushaltsordnung würden bürokratischen Hürden für Kommunen beseitigt. Um Bürokratieabbau zu 
fördern, sollten ab 2024 Zuwendungen an Kommunen (Gemeinden und Landkreise) bis zur Höhe von 6 Mio. 
Euro grundsätzlich als Festbetragsförderung gewährt werden. Der Verwendungsnachweis hierfür erfolge nun 
grundsätzlich im vereinfachten Verfahren.  

Beschlossen werde zudem eine Absenkung der Stromsteuerlast für Unternehmen des Produzierenden Gewerbes 
bis auf den EU-Mindeststeuersatz von 0,50 Euro je Megawattstunde. Dies gelte zunächst für den im Zeitraum 
vom 1. Januar 2024 bis zum 31. Dezember 2025 entnommenen Strom. Zugleich werde mit der Absenkung auf 
den EU-Mindeststeuersatz die regulär zum 31. Dezember 2023 auslaufende Steuerentlastung in Sonderfällen nach 
§ 10 StromStG (sogenannter Spitzenausgleich) obsolet. Die Steuermindereinnahmen betrügen 6.500 Mio. Euro, 
jeweils 3.250 Mio. Euro für das Jahr 2024 und 2025. 

Die Fraktion der CDU/CSU wiederholte die Kritik am Verfahren der parlamentarischen Beratung des Entwurfs 
des Haushaltsfinanzierungsgesetzes und stellte nochmals heraus, dass dies zu erheblichen Irritationen bei den 
mitberatenden Ausschüssen geführt habe. 

Die Fraktion der CDU/CSU betonte, dass ohne Konsolidierungsmaßnahmen die Zielvorgaben der grundgesetzli-
chen Schuldenregel und die mit ihr verfolgten Zwecke, insbesondere die langfristige Tragfähigkeit der Staatsfi-
nanzen und die Sicherstellung der staatlichen Handlungsfähigkeit, nicht mehr gewährleistet werden könne. Sie 
begrüße daher, dass sich diese Erkenntnis nun auch in der Bundesregierung durchgesetzt habe, bezweifle jedoch 
die Geeignetheit der im Änderungsantrag zum zweiten Teil des Entwurfs des Haushaltsfinanzierungsgesetzes 
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enthaltenen Einsparmaßnahmen. Dieses Maßnahmenpaket bilde nicht das Ergebnis einer substanziellen Aufga-
benkritik mit dem Ziel einer echten Priorisierung und der Rückführung nachrangiger Aufgaben ab. 

Die Fraktion der CDU/CSU stellte heraus, dass die vorgesehene Änderung des Zwecks des Sondervermögens 
Bundeswehr im Bundeswehrfinanzierungs- und sondervermögensgesetz keinen Mehrwert für das Erreichen des 
Zwei-Prozent-Ziels der NATO habe. Vielmehr komme es darauf an, dass der jährliche Verteidigungshaushalt 
kontinuierlich aufwachse und auch langfristig finanzielle Planungssicherheit für Rüstungsvorhaben gewährleistet 
werde. 

Der Petitionsausschuss hatte dem Haushaltsausschuss zwei Bürgereingaben übermittelt. Sowohl die am 6. Juli 
2023 eingereichte Petition (Ausschussdrucksache 20(8)5739) als auch die am 20. November 2023 eingereichte 
Petition (Ausschussdrucksache 20(8)5731) enthält eine Beschwerde gegen geplante Änderungen beim Elterngeld. 
Nach § 109 der Geschäftsordnung hat der Petitionsausschuss den federführenden Haushaltsausschuss zur Stel-
lungnahme zu dem Anliegen aufgefordert. Der Haushaltsausschuss hat die Petition in seine Beratungen einbezo-
gen. 

Zum Änderungsantrag der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP auf Ausschussdrucksache 
20(8)5760 wurde eine getrennte Abstimmung beantragt. Sodann beschloss der Haushaltsausschuss in einer eigens 
beantragten separaten Abstimmung einstimmig, dem Deutschen Bundestag zu empfehlen, Artikel 12 der aus der 
Beschlussempfehlung ersichtlichen Fassung anzunehmen. Ferner beschloss der Haushaltsausschuss in einer ei-
gens beantragten separaten Abstimmung mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und AfD, dem Deutschen Bundestag zu empfehlen, 
die restlichen Artikel 1 bis 11 sowie 13 bis 15 der aus der Beschlussempfehlung ersichtlichen Fassung anzuneh-
men.  

Sodann beschloss der Haushaltsausschuss mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und AfD, dem Deutschen Bundestag zu empfehlen, 
den weiteren Teil des Gesetzentwurfs auf Drucksachen 20/8298, 20/8765 mit der Bezeichnung „Entwurf eines 
Haushaltsfinanzierungsgesetzes 2024“ in der aus der Beschlussempfehlung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

B. Besonderer Teil 
Zu Artikel 1 (Änderung des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes) 

Zu Nummer 1 

Die Grenze des zu versteuernden Einkommens (Einkommensgrenze), ab der der Anspruch auf Elterngeld entfällt, 
wird für Personen mit gemeinsamen Elterngeldanspruch auf 175 000 Euro gesenkt. Für Alleinerziehende wird die 
Einkommensgrenze auf 150 000 Euro gesenkt. 

Die Einkommensgrenze ist an der Zielsetzung des Elterngeldes auszurichten. Das Elterngeld soll es Eltern ermög-
lichen, weitgehend unabhängig von finanziellen Erwägungen frei zu entscheiden, in welchem Umfang sie auf 
Erwerbstätigkeit zugunsten der Betreuung des Kindes verzichten möchten. Sie erhalten grundsätzlich einen Ein-
kommensersatz in Höhe von 67 Prozent des Einkommensausfalls im Verhältnis zum Einkommen im Bemes-
sungszeitraum. Die Höhe des Einkommensersatzes ist gestaffelt: Bei Einkommen unter 1 000 Euro steigt sie bis 
auf 100 Prozent, bei Einkommen über 1 200 Euro sinkt sie schrittweise bis auf 65 Prozent, der Höchstbetrag des 
Elterngeldes beträgt 1 800 Euro.  

Diese soziale Ausgestaltung des Elterngeldes trägt dem Umstand Rechnung, dass bei niedrigen Einkommen schon 
ein geringerer Einkommensausfall deutlich schwerer zu verkraften ist, als bei höheren Einkommen auch weil 
geringere Möglichkeiten der eigenständigen Vorsorge für einen begrenzten Zeitraum bestehen. Diese nehmen mit 
steigendem Einkommen zu.  

Der Wegfall des Elterngeldes bei sehr hohen Einkommen im Bemessungszeitraum ist daher gerechtfertigt. Für 
die Grenze des zu versteuernden Einkommens, deren Erreichen zum Wegfall des Elterngeldes führt, hat der Ge-
setzgeber einen Einschätzungsspielraum. 
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Zu Nummer 2 

Ein gleichzeitiger Bezug von Basiselterngeld ist grundsätzlich nicht mehr möglich. Die Ausnahmen von diesem 
Grundsatz werden in Absatz 6 (neu) aufgezählt. Basiselterngeld können die Eltern nur für einen Monat innerhalb 
der ersten zwölf Lebensmonate des Kindes gleichzeitig beziehen. Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, 
dass insbesondere im Geburtsmonat des Kindes beiden Elternteilen die Möglichkeit erhalten bleiben soll, sich 
gemeinsam um das Kind zu kümmern. Rund 50 Prozent der Väter, die heute Elterngeld beziehen, nehmen dies 
nach der Geburt des Kindes in Anspruch. Wenn der zweite Elternteil Elterngeld Plus bezieht, ist dies weiterhin 
auch gleichzeitig zum Elterngeldbezug des anderen Elternteils möglich (unabhängig davon, ob dieser Basiseltern-
geld oder Elterngeld Plus bezieht). Die Regelungen zum Partnerschaftsbonus gelten weiterhin unter den in § 4b 
genannten Voraussetzungen. 

Eltern von Mehrlingen und Frühchen können weiterhin nach Bedarf und ohne Einschränkung auch gleichzeitig 
Elterngeld beziehen.  

Mit der Regelung soll eine langfristig partnerschaftliche Aufteilung von Sorgearbeit und Erwerbstätigkeit beider 
Elternteile gefördert werden. 

Zu Nummer 3 

Zu Buchstabe a 

Nach § 28 Absatz 1a gelten die Änderungen für Geburten ab dem 1. April 2024. 

Zu Buchstabe b 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Buchstabe c 

Der neu eingefügte § 28 Absatz 5 ist eine Übergangsvorschrift für eine neue Einkommensgrenze, ab der der An-
spruch auf Elterngeld ausgeschlossen ist. Für Kinder, die ab dem 1. April 2024 geboren oder mit dem Ziel der 
Adoption angenommen wurden, gilt vorübergehend die Grenze von 200 000 Euro zu versteuerndem Einkommen 
Personen mit gemeinsamen Elterngeldanspruch. Für Alleinerziehende wird die Einkommensgrenze ab 1. April 
2024 auf 150 000 Euro gesenkt. 

Für Kinder, die ab 1. April 2025 geboren oder mit dem Ziel der Adoption angenommen wurden, gilt die Grenze 
von 175 000 Euro zu versteuerndem Einkommen. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Digitalinfrastrukturfondsgesetzes) 

Auf die Begründung im Regierungsentwurf auf Drucksache 20/8298 wird verwiesen. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Klima- und Transformationsfondsgesetzes) 

Auf die Begründung im Regierungsentwurf auf Drucksache 20/8298 wird verwiesen. 

Zu Artikel 4 (Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch) 

Finanzielle Auswirkungen 

Gegenüber dem Regierungsentwurf ergeben sich durch die Änderungen des Zweiten, Dritten und Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch in der Summe keine systematischen Veränderungen der Haushaltsausgaben bei Bund und BA. 
Der Bundeshaushalt wird ab dem Jahr 2025 um 900 Mio. Euro jährlich entlastet, die Beitragssatzstabilität bei der 
BA ist nicht gefährdet.  

Erfüllungsaufwand 

Für die Bundesagentur für Arbeit entsteht jährlicher Erfüllungsaufwand für den Übergang der Zuständigkeit für 
Beratung, Bewilligung und Finanzierung für die Förderung beruflicher Weiterbildung und der Bewilligungs- und 
Finanzierungsverantwortung für Maßnahmen der beruflichen Rehabilitation von erwerbsfähigen Leistungsbe-
rechtigten vom Rechtskreis SGB II in den Rechtskreis SGB III ab dem Jahr 2025. Durch die erforderliche Vor-
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bereitung des Übergangs entstehen weitere Aufwendungen im Jahr 2024. Beim Bund verringert sich der Erfül-
lungsaufwand nicht, weil sämtliche operative Aufgaben weiterhin in den Jobcentern wahrgenommen werden müs-
sen. 

Zu Nummer 1 

Folgeänderung zur Einführung eines § 66a. 

Zu Nummer 2 

Folgeänderung zur Aufhebung von § 16 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4. 

Zu Nummer 3 

Zu § 16 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 

Die Zuständigkeit für Beratung, Bewilligung und Finanzierung für die Förderung beruflicher Weiterbildung von 
erwerbsfähigen Leistungsberechtigten wird von den Jobcentern auf die Agenturen für Arbeit übertragen. Die Job-
center identifizieren Weiterbildungsbedarfe von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten und verweisen sie zur Be-
ratung an die Agenturen für Arbeit. Die Agenturen für Arbeit führen die Weiterbildungsberatung durch, prüfen 
die Zugangsvoraussetzungen, bewilligen und finanzieren die Förderung beruflicher Weiterbildung. Vom Über-
gang umfasst sind alle Leistungen der Weiterbildungsförderung und alle damit zusammenhängenden Kosten (ne-
ben den Weiterbildungskosten ggf. auch Weiterbildungsgeld und Weiterbildungsprämie). Die Auszahlung und 
Finanzierung des Bürgergeldbonus nach § 16j SGB II erfolgt unverändert durch die Jobcenter. Die Jobcenter 
bleiben während der Weiterbildungsmaßnahme für die sonstige aktive Betreuung und Förderung der erwerbsfä-
higen Leistungsberechtigten durch ergänzende Beratung und Eingliederungsleistungen (z. B. kommunale Ein-
gliederungsleistungen) zuständig. Zum Ende der Weiterbildungsmaßnahme sind die Jobcenter auch für das Ab-
solventenmanagement und die Vermittlung in Arbeit zuständig. Jobcenter und Agentur für Arbeit informieren 
sich gegenseitig unverzüglich über die notwendigen Tatsachen zur Leistungserbringung und tauschen die hierzu 
erforderlichen Daten aus. Jobcenter und Agentur für Arbeit können Vereinbarungen schließen, um die Prozesse 
an den Schnittstellen zu regeln.  

Zu § 16 Absatz 1 Satz 3 

Die Bewilligungs- und Finanzierungsverantwortung für Maßnahmen der beruflichen Rehabilitation von erwerbs-
fähigen Leistungsberechtigten mit der Bundesagentur für Arbeit (BA) als Rehabilitationsträger wird von den Job-
centern auf die Agenturen für Arbeit übertragen. Die Jobcenter sind weiterhin für die Erkennung von Rehabilita-
tionsbedarfen zuständig. Die Agenturen für Arbeit ermitteln wie bisher den tatsächlichen individuellen Rehabili-
tationsbedarf und stellen diesen fest, soweit die BA der zuständige Rehabilitationsträger ist. Im Gegensatz zur 
derzeitigen Rechtslage entscheiden die Agenturen für Arbeit nunmehr selbst über die Rehabilitationsleistungen, 
setzen diese um und finanzieren sie. Die Jobcenter bleiben während der Rehabilitationsmaßnahme für die sonstige 
aktive Betreuung und Förderung der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten (vgl. § 5 Absatz 5 SGB II) und die 
Zahlung der passiven Leistungen sowie die Vermittlung in Arbeit zuständig. Das bisherige Sonderverfahren bei 
der BA als Rehabilitationsträger wird damit abgelöst und analog dem Verfahren bei anderen Rehabilitationsträ-
gern (bspw. der Deutschen Rentenversicherung) geregelt. Der für die Leistungserbringung notwendige Austausch 
von Information und Daten zwischen Jobcenter und Agentur für Arbeit kann weiterhin über das Teilhabeplanver-
fahren nach § 19 SGB IX stattfinden.  

Zu § 16 Absatz 3a  

Folgeänderung zur Übertragung der Zuständigkeit für Beratung, Bewilligung und Finanzierung beruflicher Wei-
terbildung von den Jobcentern auf die Agenturen für Arbeit. Die Beschaffung von Maßnahmen der Förderung 
beruflicher Weiterbildung unter Anwendung des Vergaberechts hat damit keine praktische Relevanz mehr für die 
Jobcenter. 

Zu § 16 Absatz 3b 

Folgeänderung zur Übertragung der Zuständigkeit für Beratung, Bewilligung und Finanzierung beruflicher Wei-
terbildung von den Jobcentern auf die Agenturen für Arbeit. Die Zahlung von Weiterbildungsgeld für beschäftigte 
erwerbsfähige Leistungsberechtigte wird in § 87a Absatz 3 SGB III neu geregelt.  



 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 23 – Drucksache 20/9792 
 
 
Zu Nummer 4 

Mit der Regelung wird klargestellt, dass § 66 auch bei der Übertragung der Zuständigkeit für Förderung berufli-
cher Weiterbildung und Rehabilitation Anwendung findet. Erfasst sind dabei insbesondere auch alle bestehenden 
Verträge mit Trägern von Maßnahmen. Die Regelung konserviert für bestehende Leistungen und Maßnahmeteil-
nahmen von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten sowie in diesem Zusammenhang stehende Verträge des Job-
centers mit Dritten den Rechtszustand vor dem Wechsel der Zuständigkeit für die Erbringung dieser Leistungen.  

Die nachgehende Vertragsabrechnung und -abwicklung verbleibt damit beim Jobcenter. 

Zu Artikel 5 (Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch) 

Zu Nummer 1 

Folgeänderung zur Einführung eines § 459. 

Zu Nummer 2 

Als Folgeänderung zur Übertragung der Zuständigkeit für Beratung, Bewilligung und Finanzierung im Rahmen 
der beruflichen Weiterbildung von den Jobcentern auf die Agenturen für Arbeit (Änderung § 16 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 4 SGB II) und zur Übertragung der Zuständigkeit für Bewilligung und Finanzierung im Rahmen von 
Maßnahmen der beruflichen Rehabilitation von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten im Sinne des Zweiten Bu-
ches mit der BA als Rehabilitationsträger von den Jobcentern auf die Agenturen für Arbeit (Änderung § 16 Ab-
satz 1 Satz 3 SGB II) werden die entsprechenden Leistungsausschlüsse für erwerbsfähige Leistungsberechtigte 
gestrichen. 

Zu Nummer 3 

Folgeänderung zur Übertragung der Zuständigkeit für Beratung, Bewilligung und Finanzierung für Förderung 
beruflicher Weiterbildung von den Jobcentern auf die Agenturen für Arbeit (§ 16 Absatz 3b SGB II). Die Norm 
regelt, dass das Weiterbildungsgeld unabhängig vom Arbeitslosenstatus allen erwerbsfähigen Leistungsberechti-
gen gezahlt wird, die die Voraussetzung des § 87a Absatz 1 SGB III erfüllen. Das Weiterbildungsgeld umfasst 
somit auch Beschäftigte, die ergänzend zum Erwerbseinkommen Bürgergeld beziehen, da sich diese hinsichtlich 
ihrer Einkommenssituation in einer mit Arbeitslosen vergleichbaren Lebenssituation befinden. 

Zu Nummer 4 

Die Ausfinanzierung von Maßnahmen der Jobcenter ab dem Jahr 2025 erfolgt durch die Bundesagentur durch 
einen pauschalen Aufwendungsersatz. Die Regelung basiert darauf, dass bereits begonnene Maßnahmen der För-
derung beruflicher Weiterbildung und Rehabilitations-Maßnahmen aufgrund der Regelung in § 66a SGB II noch 
über den 31. Dezember 2024 hinaus über die Jobcenter fortgeführt und beendet werden. Die Kostentragung ab 
dem 1. Januar 2025 durch die Bundesagentur ist sachgerecht, denn ab diesem Zeitpunkt ist sie für die Beratung 
und Finanzierung von Maßnahmen der Förderung beruflicher Weiterbildung von erwerbsfähigen Leistungsbe-
rechtigten und für die Umsetzung und Finanzierung von Maßnahmen der beruflichen Rehabilitation von erwerbs-
fähigen Leistungsberechtigten mit Rehabilitationsträger BA zuständig.  

Eine stichtagsbezogene Umsetzung des Zuständigkeitswechsels bei bereits laufenden Maßnahmen ist weder für 
die Teilnehmenden, noch für die Träger, ebenso wenig für die Jobcenter oder die Bundesagentur sinnvoll. Durch 
die bestehenden Verbindlichkeiten würden die Jobcenter zusätzlich finanziell belastet, was zu einem Förderstopp 
durch die Jobcenter führen könnte. Die Bundesagentur müsste andererseits ab dem 1. Januar 2025 dafür Sorge 
tragen, dass alle in ihre Zuständigkeit übergehenden Personen in bereits laufenden Maßnahmen möglichst nahtlos 
in Maßnahmen der Bundesagentur überführt werden. Die Bundesagentur hätte dann eigene Aufwendungen in 
Höhe des zu zahlenden Aufwendungsersatzes für das Bereitstellen von Leistungen und Maßnahmen im SGB III 
für Förderung beruflicher Weiterbildung und Rehabilitation zu tragen. Allerdings wäre dies auf Seiten der Bun-
desagentur mit einem erheblichen Verwaltungsaufwand verbunden und ließe Förderlücken befürchten.  

Der auslaufende Übergang gegen einen pauschalen Aufwendungsersatz zur Abgeltung der Aufwendungen zum 
Jahresbeginn verhindert die Vorfinanzierung durch die Jobcenter, bietet Rechtssicherheit und vermeidet einen 
Förderstopp für Maßnahmen der Förderung beruflicher Weiterbildung und Rehabilitations-Maßnahmen. Über die 
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Höhe des Gesamtbetrages vereinbaren sich die BA, das Bundesministerium für Arbeit und Soziales und das Bun-
desministerium der Finanzen. Ausgangspunkt werden die Vorbindungen der Jobcenter für Maßnahmen der För-
derung beruflicher Weiterbildung und Rehabilitations-Maßnahmen sein. 

Zu Artikel 6 (Änderung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch) 

Zu Nummer 1 

Folgeänderung zur Übertragung der Bewilligungs- und Finanzierungsverantwortung für Maßnahmen der berufli-
chen Rehabilitation von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten mit Rehabilitationsträger BA von den Jobcentern 
auf die Agenturen für Arbeit. Das bisher in § 6 Absatz 3 geregelte Sonderverfahren zwischen Jobcenter und dem 
Rehabilitationsträger BA wird entsprechend abgeschafft. 

Zu Nummer 2 

Folgeänderung zu Nummer 1. Die Zuständigkeit der Jobcenter für Leistungen zur beruflichen Teilhabe entfällt. 
Dessen ungeachtet sind die Jobcenter weiterhin dafür verantwortlich, mögliche Rehabilitationsbedarfe zu erken-
nen und auf eine Antragstellung beim zuständigen Rehabilitationsträger hinzuwirken. 

Zu Nummer 3 

Folgeänderung zu Nummer 1. Die Zuständigkeit der Jobcenter für Leistungen zur beruflichen Teilhabe entfällt. 
Dessen ungeachtet sind die Jobcenter weiterhin dafür verantwortlich, mögliche Rehabilitationsbedarfe zu erken-
nen und auf eine Antragstellung beim zuständigen Rehabilitationsträger hinzuwirken. 

Zu Artikel 7 (Änderung des Brennstoffemissionshandelsgesetzes) 

Mit der Anhebung der gesetzlich festgelegten Festpreise im nationalen Brennstoffemissionshandel für die Jahre 
2024 und 2025 wird die auf Grundlage des Beschlusses des Koalitionsausschusses vom 3. September 2022 durch 
das Zweite Gesetz zur Änderung des Brennstoffemissionshandelsgesetzes vom 9. November 2022 vorgenom-
mene Absenkung des Festpreispfades wieder rückgängig gemacht. 

Die mit der damals beschlossenen Änderung bewirkte Verschiebung der jährlich anstehenden Erhöhung des CO2-
Preises ab dem Jahr 2023 erfolgte mit dem Ziel, Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen angesichts der 
insbesondere im Zusammenhang mit dem Kriegsgeschehen in der Ukraine stark angestiegenen Energiepreise 
nicht zusätzlich zu belasten.  

Die im Herbst 2022 befürchtete weitere Verschärfung der Situation auf den Energiemärkten hat sich jedoch nicht 
eingestellt. Vielmehr deutet sich momentan eine Stabilisierung des Preisniveaus an. Vor diesem Hintergrund ist 
ab dem Jahr 2024 eine Rückkehr auf den vorherigen gesetzlich vorgesehenen Preispfad sinnvoll, um einer künf-
tigen Überschreitung der jährlichen Emissionsmengen des Brennstoffemissionshandelsgesetzes entgegenzuwir-
ken. 

Zu Artikel 8 (Änderung des Bundeswehrfinanzierungs- und sondervermögensgesetzes) 

Auf die Begründung im Regierungsentwurf auf Drucksache 20/8298 wird verwiesen. 

Zu Artikel 9 (Änderung des SURE-Gewährleistungsgesetzes) 

Die Bundesregierung ist nach dem bisherigen § 2 Absatz 2 des SURE- Gewährleistungsgesetzes verpflichtet, 
halbjährlich über die im Rahmen des SURE-Programms von der Bundesrepublik Deutschland übernommene Ge-
währleistung und den von der Europäischen Kommission nach Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2020/672 des Rates vom 19. Mai 2020 zur Schaffung eines Europäischen Instruments zur vorübergehenden Un-
terstützung bei der Minderung von Arbeitslosigkeitsrisiken in einer Notlage (SURE) im Anschluss an den CO-
VID-19-Ausbruch (SURE-VO) erstatteten Bericht zu unterrichten. 

Das SURE-Programm endete am 31. Dezember 2022, mit der Folge, dass keine weiteren Mittel aus dem Pro-
gramm an MS ausgezahlt werden. Darauf verweisend hat die Europäische Kommission in ihrem am 2. Juni 2023 
erschienen Bericht gemäß Artikel 14 SURE-VO mit dem Titel „Letzter Halbjahresbericht aufgrund der Beendi-
gung von SURE“ festgestellt, dass ihre Unterrichtungspflicht gem. Art. 14 SURE-VO gegenüber dem Europäi-
schen Rat endet. Damit vermindert sich auch die Berichtspflicht der Bundesregierung gegenüber dem Haushalts-
ausschuss des Deutschen Bundestages auf die Höhe der übernommenen Gewährleistung. 
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Die Höhe der in 2020 übernommenen Gewährleistung von 6 383 820 000 Euro wird sich nach aktuellem Zeitplan 
erst 2040 reduzieren; erst mit Ablauf des Jahrs 2050 wird die Gewährleistung vollständig aufgelöst werden kön-
nen.  

Nach bisherigem Recht muss die Bundesregierung halbjährlich bis 2040 über die unveränderte Höhe der über-
nommenen Gewährleistung dem Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages berichten. Durch die Änderung 
des § 2 Absatz 2 SURE-GewährlG wird die starre Berichtspflicht im Hinblick auf ein effizientes Handeln der 
Beteiligten flexibilisiert. Die Informationsrechte des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages werden 
dadurch nicht beeinträchtigt. Er kann im Beschlusswege die Einzelheiten der Unterrichtung festlegen. 

Zu Artikel 10 (Änderung des Stabilisierungsmechanismusgesetzes) und zu Artikel 11 (Änderung des ESM-
Finanzierungsgesetzes) 

Nach § 3 Absatz 3 StabMechG und § 6 Absatz 1 ESMFinG können die dort geregelten Beteiligungsrechte des 
Deutschen Bundestages entsprechend dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 28. Februar 2012 (2 BvE 
8/11, BVerfGE 130, 318 [362] in Fällen besonderer Vertraulichkeit von einem Sondergremium wahrgenommen 
werden. Zielsetzung der Norm ist, die Handlungs- und Funktionsfähigkeit des Deutschen Bundestages im Rahmen 
seines Selbstorganisationsrechts in Fällen besonderer Vertraulichkeit zu gewährleisten und in Einzelfällen eine 
verantwortungsvolle Mitwirkung Deutschlands an Entscheidungen des ESM über stabilitätssichernde Maßnah-
men zu ermöglichen (siehe u. a. Drucksache 17/10172, S. 13). Dies kann in den Einzelfällen nach § 3 Absatz 3 
StabMechG bzw. § 6 Absatz 1 ESMFinG bei dem Aufkauf von Staatsanleihen auf dem Sekundärmarkt nach Ar-
tikel 18 des ESM-Vertrags und – nach Inkrafttreten des Zweiten Gesetzes zur Änderung des ESM-Finanzierungs-
gesetzes – gemäß § 6 Absatz 1 ESMFinG bei anstehenden Entscheidungen des ESM-Direktoriums über Darlehen 
und entsprechende Auszahlungen im Rahmen der Letztsicherungsfazilität nach Artikel 18a Absatz 5 Satz 1 des 
ESM-Vertrags der Fall sein. Diese Entscheidungen obliegen grundsätzlich dem Plenum des Deutschen Bundes-
tages (vgl. § 3 Absatz 1 i. V. m. Absatz 2 Nummer 1 und 2 StabmechG sowie § 4 Absatz 1 Nummer 2 Buch-
stabe  a ESM-FinG). 

Aufgrund der fachlichen Nähe der Mitglieder des Haushaltsausschusses zu den zu treffenden Entscheidungen des 
Sondergremiums wird die Entscheidung über die Zusammensetzung des Sondergremiums nun auf den Haushalts-
ausschuss übertragen, der – nach Inkrafttreten des Zweiten Gesetzes zur Änderung des ESM-Finanzierungsgeset-
zes – gemäß § 4 Absatz 4 ESMFinG in Fällen besonderer Eilbedürftigkeit, sofern keine besondere Vertraulichkeit 
besteht, ebenfalls befugt ist, die o.g. Entscheidungen über die Gewährung von Darlehen und über entsprechende 
Auszahlungen unter der Letztsicherungsfazilität nach Artikel 18a Absatz 5 Satz 1 des Vertrags zur Einrichtung 
des Europäischen Stabilitätsmechanismus gem. § 4 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe  a ESM-FinG zu treffen. 

Ferner wird die Benennung der Mitglieder des Sondergremiums, die durch ein demokratisches Verfahren zu er-
folgen hat, auf die ordentlichen Mitglieder des Haushaltsausschusses begrenzt, wodurch stellvertretende Mitglie-
der künftig nicht mehr einen Sitz im Sondergremium haben können. 

Zu Artikel 12 (Änderung der Bundeshaushaltsordnung) 

Zu Nummer 1 

Die Änderung betrifft Zuwendungen auf Grundlage von Beschlüssen des Bundestages.  

Zu Nummer 2 

Die Änderung betrifft über- und außerplanmäßige Ausgaben über 100 Mio. Euro. 

Zu Nummer 3 

Die Koalition hat sich zum Ziel gesetzt, wo es möglich ist Bürokratie abzubauen und Verwaltungsverfahren zu 
beschleunigen. Über die Jahrzehnte ist Bürokratie gewachsen. Sie muss auf das notwendigste Maß gestutzt wer-
den. Deutschland steckt zwischen Regelwerken von Kommunen, Bund und EU. Für seine eigenen Gesetze und 
Regeln kann der Bund allerdings einen eigenen Rahmen setzen. Das gilt auch für Abläufe und Regeln im Zuwen-
dungsrecht, insbesondere für die Förderung von Baumaßnahmen von und Förderprogrammen des Bundes, die 
von Kommunen zu administrieren sind. Der Haushaltsausschuss bekennt sich zur Unterstützung kommunaler 
Investitionstätigkeit, vor allem im Bereich des Klimaschutzes und der Transformation. Damit Investitionen aber 
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deutlich beschleunigt werden können und Kommunen in der Lage sind, Förderung tatsächlich auch zu beantragen, 
muss das Zuwendungsrecht deutlich vereinfacht werden.  

Mit dem Ziel, das Antrags – und Prüfungsverfahren insbesondere für Kommunen zu entschlacken und einfacher 
zu machen, sollen Zuwendungen für Baumaßnahmen bei Kommunen und für Förderprogrammen des Bundes für 
Kommunen grundsätzlich als Festbetrag gewährt und im vereinfachten Verfahren nachgewiesen werden. Die 
Bundesregierung wird aufgefordert, in einer Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages bedarf, moderne Zuwendungsprozesse und Regeln dafür aufzustellen. Dabei sollte 
zwischen kommunalen und privaten Zuwendungsempfängern unterschieden werden. Als Teil der öffentlichen 
Verwaltung ist bei Kommunen grundsätzlich davon auszugehen, dass sie sich an Recht und Gesetz halten. Im 
Sinne des gegenseitigen Vertrauens soll für Projekte der Kommunen künftig ein vereinfachtes Prüfungsverfahren 
gelten, Doppelprüfungen sind, wo immer möglich, zu vermeiden. 

Zu Artikel 13 (Änderung des Stromsteuergesetzes) 

Mit dem am 9. November 2023 verkündeten Strompreispaket hat die Bundesregierung unter anderem eine Ab-
senkung der Stromsteuerlast für Unternehmen des Produzierenden Gewerbes bis auf den EU-Mindeststeuersatz 
von 0,50 Euro je Megawattstunde beschlossen. 

Zur Umsetzung wird der Entlastungssatz der Steuerentlastung für Unternehmen nach § 9b des Stromsteuergeset-
zes (StromStG) von 5,13 Euro je Megawattstunde auf 20,00 Euro je Megawattstunde erhöht. Dies gilt zunächst 
für den im Zeitraum vom 1. Januar 2024 bis zum 31. Dezember 2025 entnommenen Strom. Zugleich wird mit der 
Absenkung auf den EU-Mindeststeuersatz die regulär zum 31. Dezember 2023 auslaufende Steuerentlastung in 
Sonderfällen nach § 10 StromStG (sogenannter Spitzenausgleich) obsolet. 

Hierdurch wird eine bürokratiearme Entlastungsmöglichkeit geschaffen. In Anbetracht der Herausforderung 
durch die hohen Strompreise auch für die internationale Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen sowie der ins-
besondere für Unternehmen des Produzierenden Gewerbes zu stemmenden Investitionen in die Nutzung erneuer-
barer Energien und fortschrittlicher Produktionstechniken, ist eine solch unbürokratische Entlastung bei den 
Stromkosten angezeigt. Auch ohne weitere Entlastungsvoraussetzungen oder Nachweise zur Verwendung der 
durch die Steuerbegünstigung erhaltenen Mittel sind die begünstigten Unternehmen angehalten, diesen Zeitraum 
zu nutzen, um den durch das erhöhte Entlastungsvolumen gewährten finanziellen Vorteil gezielt zum Beispiel für 
Maßnahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz einzusetzen.  

In Abhängigkeit von der Gegenfinanzierung ist eine Verlängerung dieser Maßnahme bis zum 31. Dezember 2028 
beabsichtigt und müsste im Rahmen eines gesonderten Gesetzgebungsverfahrens umgesetzt werden. 

Für die Bearbeitung der erhöhten Antragszahlen durch die Beibehaltung des Sockelbetrags von 250 Euro wird 
der Zollverwaltung ab dem Haushaltsjahr 2025 Sach- und Personalmittel zur Verfügung gestellt werden.  

Es ist beabsichtigt, in einem zukünftigen Gesetzgebungsverfahren im Stromsteuerrecht die Zuordnung der Unter-
nehmen zu den begünstigten Wirtschaftszweigen auf die jeweils aktuelle Fassung der Klassifikation der Wirt-
schaftszweige (WZ) umzustellen. 

Die Änderung führt zu folgenden Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand: 

Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Regelung 
2024 

Mindereinnahmen  
(in Mio. Euro) 

2025 

Mindereinnahmen  
(in Mio. Euro) 

§ 9b StromStG - 3.250* - 3.250* 
*(-) = Mindereinahmen, (+) = Mehreinnahmen 

Zu Nummer 1 

Folgeänderung aufgrund der Streichung des § 10 StromStG. 
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Zu Nummer 2 

Die Steuerentlastung wird für die Dauer von zunächst zwei Jahren von 5,13 Euro je Megawattstunde auf 20,00 
Euro je Megawattstunde erhöht. Allen begünstigten Unternehmen wird damit eine Begünstigung bis auf den nach 
Anhang I, Tabelle C der Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003 zur Restrukturierung der ge-
meinschaftlichen Rahmenvorschriften zur Besteuerung von Energieerzeugnissen und elektrischem Strom (Ener-
giesteuerrichtlinie) geltende Mindesteuer für die betriebliche Verwendung gewährt. 

Durch Beibehaltung des Sockelbetrages in bisheriger Höhe wird eine Entlastung ab einem Jahresstromverbrauch 
für betriebliche Zwecke von mehr als 12,5 MWh gewährt. Dies entlastet die Begünstigten massiv. 

Zu Nummer 3 

Der sog. Spitzenausgleich nach § 10 StromStG läuft zum 31. Dezember 2023 aus. Durch die zugleich erhöhte 
Steuerentlastung nach § 9b StromStG steigt die Entlastungswirkung für alle bisher vom Spitzenausgleich profi-
tierenden Unternehmen an. Daneben wird Bürokratie durch den Wegfall des § 10 StromStG abgebaut. 

Zu Nummer 4 bis Nummer 8 

Folgeänderungen aufgrund der Streichung des § 10 StromStG. 

Zu Artikel 14 (Änderung der Stromsteuer-Durchführungsverordnung) 

Mit der Änderung von § 17b Absatz 2 Satz 4 Stromsteuer-Durchführungsverordnung wird sichergestellt, dass 
unterjährige Anträge nach den Sätzen zwei und drei nur dann zulässig sind, wenn der Entlastungsbetrag im ersten 
Entlastungsabschnitt 1 000 Euro überschreitet. 

Dies dient der Vermeidung unnötiger Bürokratie. 

Zu Artikel 15 (Inkrafttreten) 

Regelung des Inkrafttretens. 

Berlin, den 13. Dezember 2023 

Dennis Rohde 
Berichterstatter 

Christian Haase 
Berichterstatter 

Sven-Christian Kindler 
Berichterstatter 

Otto Fricke 
Berichterstatter 

Peter Boehringer 
Berichterstatter 
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